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Es erlassen auf Grund von

1. a) Art. 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Zuständigkei-
ten zum Vollzug von Vorschriften auf dem Gebiet
des Arbeitsschutzes, der Anlagen- und Pro-
duktsicherheit und des Chemikalienrechts (Bay-
erisches Arbeitsschutz-Zuständigkeitsgesetz –
BayArbZustG) vom 24. Juli 1998 (GVBl S. 423,
BayRS 805–1–UG), zuletzt geändert durch Art. 36
Nr. 9 des Gesetzes vom 24. Juli 2003 (GVBl S. 452),

b) § 155 Abs. 2 der Gewerbeordnung (GewO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar
1999 (BGBl I S. 202), zuletzt geändert durch 
Art. 35a des Gesetzes vom 24. Dezember 2003
(BGBl I S. 2954),

c) § 36 Abs. 1 des Sprengstoffgesetzes (SprengG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Sep-
tember 2002 (BGBl I S. 3518), zuletzt geändert
durch Art. 113 der Verordnung vom 25. November
2003 (BGBl I S. 2304),

d) §§ 11, 12 Abs. 2 Satz 3, § 14 Abs. 1 Satz 2 und § 28
des Gesetzes über den Ladenschluss in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 2. Juni 2003 (BGBl
I S. 744),

e) Art. 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Zuständigkei-
ten zum Vollzug wirtschaftsrechtlicher Vor-
schriften (ZustWiG) vom 27. Dezember 1999
(GVBl S. 530, BayRS 700–2–W), zuletzt geändert
durch § 1 des Gesetzes vom 24. Dezember 2002
(GVBl S. 986),

f) Art. 1 des Gesetzes über die Zuständigkeiten in der
Landesentwicklung und in den Umweltfragen in
der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli
1994 (GVBl S. 873, BayRS 1102–3–UG), zuletzt
geändert durch § 1 des Gesetzes vom 23. Februar
2004 (GVBl S. 14)

die Bayerische Staatsregierung

2. a) Art. 34 Abs. 4 des Gesetzes über den öffentlichen
Gesundheits- und Veterinärdienst, die Ernährung
und den Verbraucherschutz sowie die Lebens-
mittelüberwachung (Gesundheitsdienst- und Ver-
braucherschutzgesetz – GDVG) vom 24. Juli 2003
(GVBl S. 452, BayRS 2120–1–UG)

b) § 1 Abs. 1 der Verordnung über die Einrichtung
der staatlichen Behörden (BayRS 200–1–S)

das Bayerische Staatsministerium für Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz, soweit erforderlich

im Einvernehmen mit den Bayerischen Staatsministe-
rien für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frau-
en sowie für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und
Technologie

folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über Zuständigkeiten auf dem Ge-
biet des Arbeitsschutzes, der Sicherheitstechnik, des
Chemikalien- und Medizinprodukterechts (ASiMPV)
vom 2. Dezember 1998 (GVBl S. 956, BayRS 805–2–UG),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 1. April 2003
(GVBl S. 278), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „Gesundheit,
Ernährung und Verbraucherschutz“ durch
die Worte „Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz“ ersetzt. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

cc) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2. 

dd) Im neuen Satz 2 werden die Worte „Gesund-
heit, Ernährung und Verbraucherschutz“
durch die Worte „Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz“ ersetzt.

b) Es wird folgender neuer Abs. 5 eingefügt: 

„(5) Für öffentliche Warnungen im Vollzug der
lebensmittelrechtlichen Vorschriften im Sinn des
Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzge-
setzes gilt Art. 23 Abs. 4 dieses Gesetzes entspre-
chend.“

c) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 6 und wie folgt
geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Für den Vollzug des Chemikalienrechts ist
zuständige oberste Landesbehörde das
Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit
und Verbraucherschutz“.

bb) In Satz 2 werden die Worte „Gesundheit,
Ernährung und Verbraucherschutz“ durch
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die Worte „Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz“ ersetzt.

2. In § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 werden die Worte „Wirt-
schaft, Verkehr und Technologie“ durch die Worte
„Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Techno-
logie“ und die Worte „Gesundheit, Ernährung und
Verbraucherschutz“ durch die Worte „Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz“ ersetzt.

3. In § 3 Nr. 9 werden die Worte „Gesundheit, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz“ durch die Worte
„Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz“ er-
setzt.

4. In § 4 Abs. 3 werden die Worte „Gesundheit,
Ernährung und Verbraucherschutz“ durch die Wor-
te „Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz“
und die Worte „§ 2 Abs. 2a des Gerätesicherheitsge-
setzes“ durch die Worte „§ 2 Abs. 7 des Geräte- und
Produktsicherheitsgesetzes“ ersetzt.

5. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 werden die Worte „und zur Festset-
zung der Öffnungszeiten nach § 15 Satz 2“ ge-
strichen.

bb) In Nr. 3 wird „§ 14 Abs. 1 Satz 3“ durch „§ 14
Abs. 1 Satz 2“ ersetzt und werden die Worte
„und zur Freigabe von Tagen mit verlänger-
ten Öffnungszeiten nach § 16 Abs. 1 Satz 2“
gestrichen.

b) In Abs. 2 werden die Worte „Gesundheit,
Ernährung und Verbraucherschutz“ durch die
Worte „Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz“ ersetzt.

6. Die Anlage wird wie folgt geändert:

a) Teil I wird wie folgt geändert:

aa) Nr. 3 bis 5 erhalten folgende Fassung:

„3. Geräte- und Produktsicherheitsgesetz

4. Verordnungen auf Grund von § 3 Abs. 1
und § 14 Abs. 1 Geräte- und Produktsi-
cherheitsgesetz

4.1 Geräte- und Maschinenlärmschutzver-
ordnung

4.2 Betriebssicherheitsverordnung

4.3 Verordnung über Gashochdruckleitun-
gen

4.4 Getränkeschankanlagenverordnung

5. Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung“.

b) Teil II Nr. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Worte „StMGEV Staatsministerium für
Gesundheit, Ernährung und Verbraucher-
schutz“ werden durch die Worte „StMUGV
Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit
und Verbraucherschutz“ ersetzt.

bb) Die Worte „StMLU Staatsministerium für
Landesentwicklung und Umweltfragen“
werden gestrichen.

cc) Die Worte „StMWVT Staatsministerium für
Wirtschaft, Verkehr und Technologie“ wer-
den durch die Worte „StMWIVT Staatsminis-
terium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr
und Technologie“ ersetzt.



„III.

Verzeichnis

Lfd. Nr. Anzuwendende Rechtsnorm Verwaltungsaufgabe Zuständige Behörde/Stelle

1. Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG)
mit Rechtsverordnungen

1.1 Arbeitsschutzgesetz

1.1.1 § 21 Abs. 4 Vereinbarung mit den Trägern der StMUGV
gesetzlichen Unfallversicherung

1.1.2 § 23 Abs. 1 Satz 2 Empfang der Mitteilungen wie Nr. 1.1.1

1.1.3 § 23 Abs. 4 Jahresbericht wie Nr. 1.1.1

1.1.4 §§ 1 bis 17, 21 bis 23 Übrige Aufgaben KVB, soweit es sich um Ge-
tränkeschankanlagen nach
der Getränkeschankanlagen-
verordnung handelt

im Übrigen GAA, mit Aus-
nahme der Überwachung in
den Betrieben und Verwal-
tungen des Bundes

1.2 Arbeitsstättenverordnung, Überwachung der Einhaltung, KVB bzgl. des 2. Abschnitts
Betriebssicherheitsverordnung, Aufgaben der zuständigen Behörden der Betriebssicherheitsver-
PSA-Benutzungsverordnung, ordnung, soweit es sich um
Bildschirmarbeitsverordnung, Getränkeschankanlagen
Lastenhandhabungsverordnung, nach der Getränkeschank-
Baustellenverordnung, Biostoff- anlagenverordnung handelt
verordnung u.a. auf § 18 Arbeits-
schutzgesetz beruhende Rechts- im Übrigen wie Nr. 1.1.4
verordnungen

1.3 Druckluftverordnung

1.3.1 § 7 Abs. 1, § 17 Abs. 3 Anerkennung von Sachverständigen StMUGV

1.3.2 § 13 Ermächtigung von Ärzten LfAS

1.3.3 §§ 3 ff. einschl. Anhänge Übrige Aufgaben GAA

2. Gewerbeordnung (GewO)
mit Rechtsverordnungen

2.1 Gewerbeordnung

2.1.1 § 51 Satz 1 Untersagung der Benutzung gewerb- Soweit sich die 
licher Anlagen wegen überwiegender Bestimmung bezieht auf
Nachteile oder Gefahren für das Ge-
meinwohl a) Anlagen nach § 1 der Ver-

ordnung über Gashoch-
druckleitungen

StMWIVT

b) Sonstige Anlagen nach § 2
Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 bis 9 des

c) Teil III erhält folgende Fassung:
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Lfd. Nr. Anzuwendende Rechtsnorm Verwaltungsaufgabe Zuständige Behörde/Stelle

Geräte- und Produkt-
sicherheitsgesetzes, 
soweit sie nicht zu den An-
lagen nach Buchstabe a
gehören: 

KVB

Die Entscheidungen nach
Buchstabe a ergehen im Ein-
vernehmen mit dem 
StMUGV, soweit sie Rohr-
leitungsanlagen zum Beför-
dern wassergefährdender
Stoffe im Sinn des § 19a des
Wasserhaushaltsgesetzes 
betreffen

2.1.2 § 139b Aufsicht über die Ausführung der GAA
Bestimmungen der auf Grund des 
§ 120e oder § 139h erlassenen 
Rechtsverordnungen

2.1.3 § 14 Abs. 5 Nr. 3a Entgegennahme von Daten der GAA
Gewerbeanzeigen

2.2 Verordnung über besondere 
Arbeitsschutzanforderungen bei 
Arbeiten im Freien in der Zeit vom 
1. November bis 31. März

§ 2 Abs. 4 Ausnahmen GAA

3. Geräte- und Produktsicherheits-
gesetz (GPSG)

3.1 § 5 Abs. 2, § 8 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Aufgaben und Befugnisse der zu- soweit keine spezielle Zu-
und Abs. 4 bis 10, §§ 9, 10 und 12 ständigen Behörden ständigkeit nach § 8 Abs. 1

Satz 2 iVm. § 1 Abs. 3 GPSG:

GAA

für Bedarfsgegenstände nur
hinsichtlich ihrer nichtstoff-
lichen Beschaffenheit

bei Gefahr im Verzug für die
Prüfung durch Proben, 
§ 8 Abs. 2 Satz 2, 
einschließlich der Wahrneh-
mung der Befugnisse danach:

auch LfAS

Überwachung des Vollzugs der auf GAA
§ 3 Abs. 1 GPSG beruhenden 
Rechtsverordnungen (GPSGV’en), 
Aufgaben der zuständigen Behörde 
nach den GPSGV’en

3.2 § 7 Abs. 2 Satz 3 Entgegennahme der Mitteilung über ZLS
die Entziehung des GS-Zeichens

3.3 § 11 Akkreditierung, Anerkennung, ZLS
Benennung, Überwachung der zuge-
lassenen Stellen 
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Lfd. Nr. Anzuwendende Rechtsnorm Verwaltungsaufgabe Zuständige Behörde/Stelle

3.4 § 15 Anordnung der erforderlichen Maß- GAA
nahmen zur Durchführung der durch KVB, soweit es sich um
Rechtsverordnung nach § 14 Abs. 1 Getränkeschankanlagen
GPSG auferlegten Pflichten und um nach der Getränkeschank-
Gefahren für Beschäftigte oder Dritte anlagenverordnung
abzuwenden, sowie Stilllegung oder handelt
Beseitigung einer Anlage, 
Betriebsuntersagung

3.5 § 17 Abs. 5 bis 7 Akkreditierung, Benennung, ZLS
Überwachung der zugelassenen 
Überwachungsstellen

3.6 § 17 Abs. 8 Einholung der erforderlichen Aus- wie Nr. 3.4
künfte und sonstiger Unterstützung 
zur Durchführung der nach § 14 
Abs. 1 GPSG erlassenen Rechtsver-
ordnungen sowie die dazu erforder-
lichen Anordnungen

3.7 § 18 Aufsicht wie Nr. 3.4

4. Verordnungen auf Grund von § 3 
Abs. 1 und § 14 Abs. 1 GPSG

4.1 Geräte- und Maschinenlärm-
schutzverordnung (32. BImSchV)

4.1.1 § 6 Abs. 1 Mitteilung von Marktaufsichtsmaß- StMUGV
nahmen

4.1.2 §§ 4 und 5 Übrige Aufgaben GAA

4.2 Betriebssicherheitsverordnung 
(BetrSichV)

4.2.1 § 14 Abs. 6 Satz 2 Anerkennung befähigter Personen LfAS

4.2.2 § 15 Abs. 3 Entgegennahme der Mitteilung einer GAA 
Inbetriebnahme

4.2.3 §§ 11, 13, 15 Abs. 4 und §§ 17, Übrige Aufgaben GAA
16 Abs. 1 und 2, § 18 Abs. 1 und 2, 
§ 19 Abs. 2, §§ 20 und 27

4.3 Verordnung über Gashochdruck-
leitungen (GasHochdrV) hinsicht-
lich der nicht der öffentlichen Ver-
sorgung dienenden Gashochdruck-
leitungen im Sinn von § 1 Abs. 1 
Nr. 2 GasHochdrV

4.3.1 §§ 3, 4, 5 Abweichung von den allgemeinen StMWIVT
Anforderungen: Ausnahmen und 
weitergehende Anforderungen; Es entscheidet das 
Anzeige und Beanstandung von StMWIVT im Einver-
Leitungsvorhaben nehmen mit dem StMUGV,

soweit es sich um das Beför-
dern wassergefährdender
Stoffe im Sinn des § 19a des
Wasserhaushaltsgesetzes 
handelt.

4.3.2 § 12 Abs. 2 Nr. 2 Anerkennung von technischen Über- StMUGV im Benehmen mit
wachungsorganisationen dem StMWIVT

4.3.3 §§ 6 bis 15 Übrige Aufgaben StMWIVT
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Lfd. Nr. Anzuwendende Rechtsnorm Verwaltungsaufgabe Zuständige Behörde/Stelle

4.4 Getränkeschankanlagenverordnung 
(SchankV)

4.4.1 § 16 Satz 1 Nr. 5 Anerkennung von Lehrgängen LfAS

4.4.2 §§ 4 bis 20 Abs. 1 Satz 2 Übrige Aufgaben KVB

5. Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG)

§§ 20 bis 23 UVPG i.V.m. Anlage 1

Nr. 19.4, 19.5 Planfeststellung, Plangenehmigung Reg

Nr. 19.6 Planfeststellung, Plangenehmigung StMUGV

6. Arbeitszeit- und Ladenschlussrecht

6.1 Arbeitszeitgesetz (ArbZG)

6.1.1 § 7 Abs. 5 Zulassung von Ausnahmen StMUGV

6.1.2 § 13 Abs. 4 und 5,§ 15 Abs. 2 Bewilligung der Beschäftigung an StMUGV
Sonn- und Feiertagen, Zulassung nach Vorschlag und Vorer-
weiterer Ausnahmen im öffentlichen mittlungen des GAA
Interesse

6.1.3 § 13 Abs. 3, § 15 Abs. 1,§ 17 Übrige Aufgaben GAA
Abs. 1, 2, 4 und 5

6.2 Verordnung über Ausnahmen vom 
Verbot der Beschäftigung von Ar-
beitnehmern an Sonn- und Feier-
tagen in der Papierindustrie

§ 8 Abs. 2 Anordnung GAA

6.3 Verordnung über Ausnahmen vom 
Verbot der Beschäftigung von Ar-
beitnehmern an Sonn- und Feier-
tagen in der Eisen- und Stahl-
industrie

§ 7 Abs. 2 Anordnung GAA

6.4 Fahrpersonalgesetz (FPersG)

6.4.1 § 4 Abs. 1 und 3 Aufsicht GAA

6.4.2 § 5 Abs. 1, § 7 Untersagung der Weiterfahrt GAA, Pol

6.5 EG-Kontrollrichtlinien-Verordnung

6.5.1 § 4 Abs. 2 Satz 2 Stellen, an die Berichte weitergeleitet GAA
werden

6.5.2 § 4 Abs. 3 und 5 Entgegennahme und Übermittlung StMUGV
der Berichte Die gesammelten Meldun-

gen der Pol nimmt das 
StMUGV über das StMI 
entgegen.

6.6 Fahrpersonalverordnung (FPersV)

6.6.1 § 4 Abs. 1 Verlangen der Vorlage einer Bestäti- wie Nr. 6.4.2
gung über arbeitsfreie Tage
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Lfd. Nr. Anzuwendende Rechtsnorm Verwaltungsaufgabe Zuständige Behörde/Stelle

6.6.2 § 6 Abs. 3 Nr. 2 Bewilligung von Abweichungen GAA

6.7 Gesetz über den Ladenschluss

6.7.1 § 4 Abs. 2 Festlegung der Notdienste für Bayerische Landes-
Apotheken apothekenkammer

6.7.2 § 19 Abs. 1,§ 20 Abs. 2a Zulassung besonderer Verkaufszeiten Gde
auf Wochenmärkten, Zulassung des 
Feilhaltens bestimmter Waren 
außerhalb von Verkaufsstellen wäh-
rend der Ladenschlusszeiten

6.7.3 § 22 Abs. 1 Aufsicht KVB;
Daneben üben die Gemein-
den die Aufsicht über die
Durchführung der §§ 3 bis 6,
des § 8 Abs. 1, der §§ 9 bis 12,
14, 15, 20 Abs. 1 und 2 und
des § 21 Abs. 1 Nr. 1 des 
Ladenschlussgesetzes sowie
auf Grund dieser Bestim-
mungen erlassenen Vor-
schriften aus.

6.7.4 § 23 Abs. 1 Ausnahmen StMAS

7. Jugendarbeitsschutz- und 
Mutterschutzrecht

7.1 Jugendarbeitsschutzgesetz 
(JArbSchG)

7.1.1 § 27 Abs. 2 Verbot der Beschäftigung durch GAA
bestimmte Personen Die Verbote werden im Be-

nehmen mit dem Jugend-
amt, in dessen Bezirk der 
Betrieb liegt, für Betriebe
der Landwirtschaft auch im
Benehmen mit dem für den
Betrieb zuständigen Land-
wirtschaftsamt, erlassen.

7.1.2 § 45 Abs. 1 Nr. 1 Entgegennahme von Aufzeichnungen GAA
über Untersuchungsbefunde

7.1.3 § 51 Aufsicht GAA
Entscheidungen nach § 27
Abs. 3, § 28 Abs. 3, § 30 Abs. 2,
§ 40 Abs. 2, § 42, die sich auf
Betriebe der Landwirtschaft
beziehen, ergehen im Beneh-
men mit dem für den Betrieb
zuständigen Landwirt-
schaftsamt.

7.1.4 § 55 Abs. 1 Aufgaben der obersten Landesbehörde StMUGV

7.1.5 § 56 Abs. 3 Satz 1 Berufung eines Lehrers als Mitglied StMUK
des Jugendarbeitsausschusses

7.2 Verordnung über das Verbot der Aufsicht GAA
Beschäftigung von Personen unter 
18 Jahren mit sittlich gefährdenden
Tätigkeiten

7.3 Verordnung über die ärztlichen 
Untersuchungen nach dem 
JArbSchG
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Lfd. Nr. Anzuwendende Rechtsnorm Verwaltungsaufgabe Zuständige Behörde/Stelle

7.3.1 §§ 2 und 3 Ausgabe von Untersuchungsberech-
tigungsscheinen (§ 2) und Erhebungs-
bögen (§ 3) für

a) Untersuchungen nach § 32 Abs. 1 die Schulen
und § 33 Abs. 1 des JArbSchG Für die Ausgabe der Unter-

suchungsberechtigungs-
scheine und der Erhebungs-
bögen ist diejenige Schule
mit Vollzeitunterricht 
zuständig, die der Jugend-
liche vor der Aufnahme 
seiner Beschäftigung zuletzt
besucht hat.

GAA, wenn der Jugendliche
keine bayerische Schule be-
sucht hat oder aus anderen
Gründen nicht im Besitz 
eines Untersuchungs-
berechtigungsscheines oder
Erhebungsbogens ist.

b) Ärztliche Untersuchungen nach GAA
§§ 34, 35 und 42 des JArbSchG

7.3.2 § 4 Ausgabe von Untersuchungsbögen Kassenärztliche  Vereinigung
an die Ärzte für Untersuchungen Bayerns oder die von ihr
nach §§ 32 bis 35 und 42 JArbSchG benannte Stelle

7.4 Mutterschutzgesetz (MuSchG)

7.4.1 § 9 Abs. 3 Satz 1 Entgegennahme von Anträgen GAA
(Zulässigkeitserklärung von Kündi-
gungen) und Vorermittlung

7.4.2 § 9 Abs. 3 Satz 1 Entscheidung über die Zulässigkeits- a) GAA München-Stadt
erklärung einer Kündigung für die Bezirke der Gewer-

beaufsichtsämter
Augsburg, Landshut,
München-Land und
München-Stadt

b) GAA Nürnberg für die
Bezirke der Gewerbe-
aufsichtsämter Coburg,
Nürnberg, Regensburg
und Würzburg

7.4.3 § 20 Abs. 1 Aufsicht GAA

7.5 Bundeserziehungsgeldgesetz 
(BErzGG)

7.5.1 § 18 Abs. 1 Entgegennahme von Anträgen GAA
(Zulässigkeitserklärung von Kün-
digungen) und Vorermittlung

7.5.2 § 18 Abs. 1 Sätze 2 und 3 Entscheidung über die Zulässigkeits- a)GAA München-Stadt 
erklärung einer Kündigung für die Bezirke der Gewer-

beaufsichtsämter 
Augsburg, Landshut,
München-Land und
München-Stadt

b)GAA Nürnberg für die
Bezirke der Gewerbe-
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Lfd. Nr. Anzuwendende Rechtsnorm Verwaltungsaufgabe Zuständige Behörde/Stelle

aufsichtsämter Coburg,
Nürnberg, Regensburg
und Würzburg

8. Chemikalienrecht

8.1 Chemikaliengesetz (ChemG)

8.1.1 § 16f Abs. 2 Adressatenbehörde für die LfAS
Zulassungsstelle

8.1.2 § 19a Abs. 4 Entgegennahme der Mitteilung über LfAS
die Übertragung der Aufbewahrungs-
pflicht

8.1.3 § 19b Abs. 1 Erteilung der GLP-Bescheinigung LfAS

8.1.4 § 21 Aufsicht über die Ausführung der GAA
Bestimmungen des Gesetzes, der für die Organisation,
darauf gestützten Rechtsverord- Beaufsichtigung und Aus-
nungen und der EG-Verordnungen   stattung der Informations-
im Sinn des Abs. 2 und Behandlungszentren

für Vergiftungen im Sinn
von § 16e ist das StMUGV
zuständig

8.1.5 § 22 Abs.1 Nr. 1 und 2 Adressatenbehörde für die LfAS (Leitstelle)
Anmeldestelle

8.1.6 § 22 Abs. 1 Nr. 3 Adressatenbehörde für die Anmelde- StMUGV
stelle

8.1.7 § 22 Abs. 1a Nr. 1 Adressatenbehörde für die LfAS
Zulassungsstelle

8.1.8 §§ 1 ff. Übrige Aufgaben wie Nr. 8.1.4

8.2 Gefahrstoffverordnung (GefStoffV)

8.2.1 § 15a Abs. 3 Satz 3,§ 18 Abs. 5, Anerkennung von Lehrgängen, LfAS
§ 36 Abs. 7, Anhang V Nr. 5.2 Verfahren und Geräten
Abs. 2 Satz 2

8.2.2 § 18 Abs. 2 Anerkennung von Messstellen ZLS

8.2.3 §§ 30, 41 Abs. 5 Ermächtigung von Ärzten zur wie Nr. 8.2.1
Vornahme von Vorsorgeunter-
suchungen

8.2.4 Anhang IV Nr. 14 Abs. 3 Satz 3 Anerkennung von Betrieben wie Nr. 8.2.1

8.2.5 Anhang V Nr. 6.3.2 Abs. 5 Anerkennung der Gleichwertigkeit wie Nr. 8.2.1
Sätze 2 und 3 oder Eignung einer Prüfung oder Aus-

bildung für die Sachkunde

8.2.6 §§ 1 ff. einschl. der Anhänge Übrige Aufgaben wie Nr. 8.1.4

8.3 FCKW-Halon-Verbots-Verordnung

8.3.1 § 6 Abs. 2 Erteilung von Ausnahmen für StMI
Löschmittel

8.3.2 §§ 1 ff. Übrige Aufgaben wie Nr. 8.1.4

für die Überwachung der
Vorschriften des § 8 Abs. 2
über die Rücknahme-
verpflichtung sind die KVB
zuständig
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8.4 Chemikalien-Verbotsverordnung

§§ 1 ff. einschl. Anhänge Aufgaben der zuständigen Behörden wie Nr. 8.1.4

im Fall des § 1 Abs. 3 i.V.m. 
Abs. 2 Nr. 2 nach Mitwir-
kung durch die zuständige 
Abfallbehörde nach Art. 29 ff.
des Bayerischen Abfall-
gesetzes im Hinblick auf 
eine geordnete Entsorgung

8.5 Giftinformationsverordnung, Aufsicht über die Ausführung wie Nr. 8.1.4
Prüfnachweisverordnung u.a. der Bestimmungen
auf dem ChemG beruhende 
Rechtsverordnungen

8.6 VO (EWG) Nr. 2455/92 des Rates Aufsicht über die Ausführung wie Nr. 8.1.4
betreffend die Ausfuhr und Ein- der Bestimmungen
fuhr bestimmter gefährlicher 
Chemikalien u.a. in § 21 Abs. 2 
ChemG genannte Rechtsakte der 
Europäischen Gemeinschaften

8.7 VO (EG) Nr. 2037/2000 des Rates Aufsicht über die Ausführung GAA
über Stoffe, die zu einem Abbau der Bestimmungen
der Ozonschicht führen mit Aus-
nahme der Regelungen in

Art. 5 Abs. 3 Gestattung der Verwendung wie Nr. 8.3.1

Art. 20 Abs. 4 Vereinbarung der Unterstützung StMUGV

und der in Bundeszuständigkeit 
vollzogenen Regelungen der 

Art. 3 Abs. 1 und 2 ii, Art. 4 Abs. 1, 
2 i und iii Unterabsatz 2, Art. 4 
Abs. 4 iv, Art. 5 Abs. 7, Art. 6 Abs. 1 
und 2, Art. 12 Abs. 1, Art. 15, 16 
Abs. 5 und 6, Art. 17 Abs. 1 und 2, 
Art. 19 Abs. 2, Art. 21

9. Sprengstoffrecht

9.1 Sprengstoffgesetz (SprengG)

9.1.1 § 9 Abs. 1 Prüfungen bei staatlich anerkannten GAA im
Lehrgängen gewerblichen Bereich:

a) GAA Würzburg für die
Bezirke der GAÄ Coburg, 
Nürnberg und Würzburg

b) GAA München-Land für
die Bezirke der GAÄ
Augsburg, Landshut,
München-Stadt, 
München-Land und 
Regensburg

GAA im nicht  
gewerblichenBereich:

a) GAA Landshut für die
Bezirke der GAÄ Lands-
hut und Regensburg
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b) GAA München-Stadt für
die Bezirke der GAÄ Augs-
burg, München-Stadt 
und München-Land

c) GAA Nürnberg für die
Bezirke der GAÄ Coburg, 
Nürnberg und Würzburg

9.1.2 § 15 Abs. 6, Abs. 7 Nr. 1 Verbringensgenehmigung GAA 
KVB bei Treibladungspulver
für Böller, Vorderlader und
zum Wiederladen von 
Patronenhülsen

9.1.3 § 17 Abs. 4 Zulassung der Bauart von Bauteilen StMUGV
oder Systemen (Schranklager)

9.1.4 § 23 Verlangen der Vorlage von Urkunden wie Nr. 9.1.2

9.1.5 § 26 Abs. 1 Entgegennahme der Anzeige über Pol
das Abhandenkommen von Diese verständigt die
explosionsgefährlichen Stoffen sonstigen Überwachungs-

behörden nach Nr. 9.1.8.

9.1.6 § 26 Abs. 2 Entgegennahme der Anzeige über wie Nr. 9.1.2
einen Unfall mit explosionsgefähr-
lichen Stoffen

9.1.7 § 27 Abs. 1 und 5 Erteilung der Erlaubnis zum Erwerb wie Nr. 9.1.2
oder Umgang und zur Verbringung, 
Ausnahmen von dem Alterserfordernis

9.1.8 § 30 Überwachung des Umgangs und GAA
Verkehrs Gde in den Fällen des § 23

Abs. 1 der 1. SprengV
KVB im Rahmen der  
Zuständigkeit nach
Nr. 9.1.2 für die Verbrin-
gung: auch Pol

9.1.9 § 31 Abs. 1 und 2, Auskunftsverlangen, Nachschau, wie Nr. 9.1.8
§ 32 Anordnungen

9.1.10 §§ 34 und 35 Entgegennahme der Anzeige über den wie Nr. 9.1.2
Verlust von Urkunden, Verlangen der 
Rückgabe von Urkunden, 
Ungültigkeitserklärung

9.1.11 § 5 Abs. 4, § 7 Abs. 1, § 9 Abs. 1 Übrige Aufgaben GAA
Nr. 2, § 11 Satz 2, § 12 Abs. 1 Satz 3 
und Abs. 2, §§ 14, 17 Abs. 1, § 20 
Abs. 1, § 21 Abs. 4, § 22 Abs. 4 
Satz 2, §§ 32a, 33, 48 Satz 2

9.2 Erste Verordnung zum 
Sprengstoffgesetz (1. SprengV)

9.2.1 § 12c Abs. 2 und 4 Akkreditierung, Benennung, Über- ZLS
wachung der benannten Stellen

9.2.2 § 19 Abs. 2 Ausnahmen StMUGV

9.2.3 § 23 Abs. 4 Satz 2 a) Genehmigung der  für den Brand- Gde
schutz zuständigen Stelle 
(Halbsatz 1)

b) Genehmigung der für die öffent- KVB
liche Sicherheit und Ordnung 
zuständigen Stelle (Halbsatz 2)
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9.2.4 § 24 Abs. 1 Ausnahme

a) von dem Verbot des § 20 Abs. 1 StMUGV
und 2

b) von dem Verbot des § 21 Abs.1 GAA

c) von dem Verbot des § 23 Abs. 1 Gde

9.2.5 § 24 Abs. 2 Satz 1 Abbrennverbote Gde

9.2.6 § 32 Abs. 1, § 48 Anerkennung von Lehrgängen, wie Nr. 9.1.1
Widerruf der Anerkennung

9.2.7 § 34 Abs. 2 Ausstellung einer Unbedenklichkeits- wie Nr. 9.1.2
bescheinigung

9.2.8 § 36 Prüfung von Lehrgangsteilnehmern, wie Nr. 9.1.1
Unterzeichnung der Niederschrift,
Unterzeichnung des Zeugnisses

9.2.9 § 2 Abs. 5, § 12b Abs. 3, § 23 Abs. 2 Übrige Aufgaben GAA
und 5, § 25 Abs. 2, §§ 25a, 29 Abs. 2,
§ 30 Abs. 1 und 2, § 31 Abs. 2 bis 4, 
§ 32 Abs. 5 Satz 2, § 41 Abs. 4 und 5,
§ 44, Anlage 8 Nr. 1.3

9.3 Zweite Verordnung zum 
Sprengstoffgesetz (2. SprengV)

9.3.1 § 3 Abs. 1 und 2 Satz 2 Ausnahmen, Verlangen des GAA
Nachweises

9.4 Dritte Verordnung zum 
Sprengstoffgesetz (3. SprengV)

9.4.1 § 1 Abs. 1, §§ 2, 3 Abs. 2 Entgegennahme der Anzeige, Ver- GAA
zicht auf Erstattung der Anzeige oder
Einhaltung der Frist im Einzelfall

10. Röntgenrecht

10.1 Röntgenverordnung (RöV)

10.1.1 § 3 Abs. 8 Entgegennahme einer Anzeige über GAA, ärztliche Stelle
die Einstellung des Betriebs und zahnärztliche Stelle

nach § 17a Abs. 1

10.1.2 § 4a Abs. 1 Bestimmung von Sachverständigen StMUGV

10.1.3 § 16 Abs. 4 Satz 3 Anforderung von Aufzeichnungen wie Nr. 10.1.1

10.1.4 § 17 Abs. 3 Satz 3 Anforderung von Aufzeichnungen GAA, ärztliche Stelle nach 
§ 17a Abs. 1

10.1.5 § 17a Abs. 1 Bestimmung der ärztlichen oder zahn- StMUGV
ärztlichen Stellen, Festlegung von 
Prüfungen

10.1.6 § 18 Abs. 1 Nr. 5 Entgegennahme des Prüfberichts wie Nr. 10.1.1

10.1.7 § 18a Abs. 1 Satz 3 und Abs. 3 Satz 2 Prüfung und Bescheinigung der für für den medizinischen
den Strahlenschutz erforderlichen Bereich: Ärztekammer,
Fachkunde bzw. Kenntnisse Zahnärztekammer, Tier-

ärztekammer jeweils in
ihrem Zuständigkeitsbereich
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für den übrigen Bereich:
GAA

10.1.8 § 18a Abs. 1 Satz 5 Anerkennung einer Ausbildung als StMUGV
Fachkundenachweis

10.1.9 § 18a Abs. 1, 2 und 4 Anerkennung von Strahlenschutz- für den medizinischen
kursen und Fortbildungsmaßnahmen Bereich wie Nr. 10.1.7

für den übrigen Bereich: LfU

10.1.10 § 35 Abs. 2 Registrierung von Strahlenpässen LfU

10.1.11 § 35 Abs. 4 Bereitstellung von Dosimetern GSF Forschungszentrum für
(Messstelle) Umwelt und Gesundheit

GmbH 
München-Neuherberg

10.1.12 § 41 Abs. 1 und 4 Ermächtigung von Ärzten, StMUGV
Bestimmung einer Stelle für die 
Aufbewahrung von Gesundheitsakten

10.1.13 §§ 3 bis 45 Übrige Aufgaben GAA

10.2 Atomgesetz

10.2.1 § 19 Aufsicht über die Ausführung der GAA
Röntgenverordnung

11. Medizinprodukterecht

11.1 Medizinproduktegesetz (MPG)

11.1.1 § 12 Abs. 1 Anforderung der Vorlage einer Liste a) für nichtaktive
der Sonderanfertigungen Medizinprodukte: Reg

b) für aktive 
Medizinprodukte: GAA

11.1.2 § 13 Abs. 2 Entscheidung bei Meinungsver- soweit eine 
schiedenheiten Meinungsverschiedenheit 

den Strahlenschutz betrifft:
LfU

im Übrigen:

a) für nichtaktive 
Medizinprodukte: Reg

b) für aktive 
Medizinprodukte: LfAS

11.1.3 § 13 Abs. 3 Ersuchen an die zuständige Bundes- wie Nr. 11.1.2
oberbehörde um Stellungnahme

11.1.4 §  15 Abs. 1, 2 und 5 Akkreditierung, Benennung, Über- a) für nichtaktive
wachung der benannten Stellen und Medizinprodukte und
Akkreditierung von Prüflaboratorien In-Vitro-Diagnostika: 

ZLG

b) für aktive 
Medizinprodukte: ZLS

11.1.5 § 16 Abs. 1, 2 und 4 Widerruf der Akkreditierung sowie wie Nr. 11.1. 4
Entgegennahme der Mitteilung über 
Einstellung des Betriebs oder Verzicht
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11.1.6 § 18 Abs. 3 Nr. 1 Entgegennahme von Unterrichtungen wie Nr. 11.1.4
durch die benannten Stellen

11.1.7 § 20 Abs. 1, 6 und 7 Einsichtnahme zu Prüfungszwecken, a) für nichtaktive
Entgegennahme der Anzeige und Medizinprodukte: Reg
gegenteilige Entscheidungen bei 
klinischen Prüfungen b) für aktive 

Medizinprodukte: LfAS

11.1.8 § 24 Abs. 2 Entgegennahme der Anzeige von a) für sonstige
Leistungsbewertungsprüfungen In-Vitro-Diagnostika: Reg

b) für energetisch betriebene
In-Vitro-Diagnostika: 
LfAS

11.1.9 §§ 25, 30 Abs. 2 und § 31 Abs. 3 Entgegennahme von Anzeigen und a) für nichtaktive
Nachweisen Medizinprodukte und

sonstige 
In-Vitro-Diagnostika: 
Reg

b) für aktive 
Medizinprodukte und 
energetisch betriebene 
In-Vitro-Diagnostika: 
GAA

11.1.10 § 26 Abs. 1 und 2 Überwachung Soweit der Betrieb von 
Medizinprodukten betroffen
ist: GAA

Soweit klinische Prüfungen
und Leistungsbewertungs-
prüfungen betroffen sind:
wie Nr. 11.1.7 und 11.1.8

Im Übrigen wie Nr. 11.1.13

11.1.11 § 26 Abs. 6 Akkreditierung von Zertifizierungs- wie Nr. 11.1.4
stellen für Sachverständige

(bis zum In-Kraft-Treten
des geänderten Abkommens
nimmt die ZLS diese Aufgabe
kommissarisch wahr)

11.1.12 § 34 Abs. 1 und 2 Bescheinigung der Verkehrsfähigkeit a)  für nichtaktive
Medizinprodukte und
sonstige 
In-Vitro-Diagnostika: 
Reg

b) für aktive 
Medizinprodukte und 
energetisch betriebene 
In-Vitro-Diagnostika: 
LfAS

11.1.13 §§ 12 bis 44 Übrige Aufgaben soweit die Messfunktion von
Medizinprodukten, die mess-
technischen Kontrollen un-
terliegen, betroffen ist: LMG,
bei Gefahr  im Verzug auch:
GAA  für aktive und Reg 
für nichtaktive Medizin-
produkte

im Übrigen wie Nr. 11.1.9
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11.2 Medizinprodukte-Betreiber-
verordnung (MPBetreibV)

11.2.1 § 4a Verlangen der Vorlage von Nach- LMG
weisen über die interne und externe
Qualitätssicherung

11.2.2 §§ 6, 7, 8 Aufgaben der zuständigen Behörden GAA

11.2.3 § 11 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 Durchführung messtechnischer Eichämter
Kontrollen 

11.2.4 § 15 Nr. 4 Verlangen des Nachweises wie Nr. 11.1.13

11.2.5 Anlage 2 Nr. 3 Beauftragung einer Messstelle für wie Nr. 11.2.1
Vergleichsmessungen

11.3 Verordnung über Vertriebswege wie Nr. 11.1.13
für Medizinprodukte, Verordnung 
über die Verschreibungspflicht 
von Medizinprodukten, Verord-
nung über Grundlegende Anfor-
derungen bei Medizinprodukten 
zum Schutz vor TSE u.a. auf dem 
MPG beruhende Verordnungen

12. Sonstiges Arbeitsschutzrecht

12.1 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB VII)

12.1.1 § 15 Abs. 4 Sätze 2 und 3 Entscheidung im Zusammenhang StMUGV
mit der Genehmigung von Unfall-
verhütungsvorschriften und deren 
Genehmigung

12.1.2 § 23 Abs. 4 Beteiligung bei der Ausbildung von GAA
Fachkräften für Arbeitssicherheit 
und Sicherheitsbeauftragten

12.2 Berufskrankheitenverordnung

12.2.1 § 3 Abs. 1 Satz 3 Äußerung bei Gefahr einer Berufs- GAA
krankheit

12.2.2 § 4 Mitwirkung im Berufskrankheiten- GAA
Feststellungsverfahren

12.3 Gesetz über Betriebsärzte, 
Sicherheitsingenieure und andere 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
(ASiG)

12.3.1 § 7 Abs. 2, §§ 12, 13, 18 Zulassung im Einzelfall, Anordnung GAA
von Maßnahmen, Ausübung der Aus-
kunfts- sowie der Betretungs- und 
Besichtigungsrechte, Ausnahmen“
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§ 2

1Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 15. Sep-
tember 2004 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 treten

1. § 1 Nr. 6c bezogen auf Nr. 3 der Anlage Teil III mit
Wirkung vom 1. Mai 2004 und 

2. § 1 Nr. 5a sowie § 1 Nr. 6c bezogen auf Nrn. 5 und 6.7
der Anlage Teil III mit Wirkung vom 1. Juni 2003 in
Kraft.

München, den 7. September 2004

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r

Bayerisches Staatsministerium
für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

Dr. Werner  S c h n a p p a u f ,  Staatsminister
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Auf Grund von § 1 der Verordnung über die Einrich-
tung der staatlichen Behörden (BayRS 200–1–S) erlässt
das Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft,
Forschung und Kunst folgende Verordnung:

§ 1

1Es werden aufgehoben:

1. die Verordnung über die Auflösung der General-
intendanz der Bayerischen Staatstheater und die
Errichtung des Zentralen Dienstes der Bayerischen
Staatstheater vom 26. Juli 1993 (GVBl S. 564,
BayRS 220–3–WFK),

2. die Verordnung zur Errichtung des Orff-Zentrums
München Staatsinstitut für Forschung und Doku-
mentation vom 18. August 1988 (GVBl S. 306,
BayRS 220–4–WFK),

3. die Vorläufige Verordnung über die Errichtung einer
Bayerischen Theaterakademie im Prinzregenten-
theater vom 29. Juli 1993 (GVBl S. 643, BayRS 220–
5–WFK),

4. die Verordnung über die Errichtung des Internationa-
len Künstlerhauses Villa Concordia in Bamberg vom
20. Oktober 1997  (GVBl S. 735, BayRS 220–6–WFK),

5. die Verordnung über die Errichtung des Neuen Muse-
ums Staatliches Museum für Kunst und Design
Nürnberg vom 12. November 1997(GVBl S. 804,
BayRS 220–7–WFK).

2Die durch die aufgehobenen Verordnungen eingetre-
tenen Rechtswirkungen bleiben unberührt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2004 in Kraft.

München, den 27. August 2004

Bayerisches Staatsministerium
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Thomas  G o p p e l ,  Staatsminister
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Verordnung
zur Aufhebung von

Verordnungen aus dem Bereich der Kunst

Vom 27. August 2004

Auf Grund von Art. 11 Abs. 2 des Gesetzes zur Aus-
führung des Staatsvertrags über die Vergabe von Stu-
dienplätzen vom 19. Februar 1988 (GVBl S. 18, BayRS
2210–8–2–WFK), zuletzt geändert durch § 3 des Geset-
zes vom 24. Dezember 2001 (GVBl S. 991), in Verbin-
dung mit Art. 16 Abs. 1 Nrn. 1 und 6 des Staatsvertrags
über die Vergabe von Studienplätzen vom 24. Juni 1999
(GVBl 2000 S. 11, BayRS 2210–8–1–1–WFK) erlässt das
Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kunst folgende Verordnung: 

§ 1

Die Verordnung über die zentrale Vergabe von Stu-
dienplätzen (Vergabeverordnung ZVS) vom 1. August
2000 (GVBl S. 535, BayRS 2210–8–2–1–1–WFK), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 4. Juni 2003
(GVBl S. 393), wird wie folgt geändert: 

1. In § 17 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte „wenn
damit vor dem Erwerb der Hochschulzugangs-
berechtigung ein berufsqualifizierender Abschluss
außerhalb der Hochschule erlangt worden ist“
durch die Worte „wenn die Hochschulzugangs-
berechtigung vor dem 16. Juli 2007 erworben wor-
den und vor ihrem Erwerb ein berufsqualifizieren-
der Abschluss außerhalb der Hochschule erlangt
worden ist“ ersetzt.

2. In Anlage 3 Abs. 12 Satz 2 werden die Worte „14. Feb-
ruar 1996“ durch die Worte „11. Dezember 2002“
ersetzt.

§ 2

1Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2004 in Kraft.
2Sie gilt erstmals für das Vergabeverfahren zum Win-
tersemester 2004/2005.

München, den 26. August 2004

Bayerisches Staatsministerium
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Thomas  G o p p e l ,  Staatsminister

2210–8–2–1–1–WFK

Verordnung
zur Änderung der

Vergabeverordnung ZVS

Vom 26. August 2004
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Auf Grund von Art. 22 Abs. 4 Nr. 5, Abs. 5 Satz 1 des
Bayerischen Krankenhausgesetzes (BayKrG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 11. September
1990 (GVBl S. 386, BayRS 2126–8–A), zuletzt geändert
durch § 8 des Gesetzes vom 26. Juli 2004 (GVBl S. 272),
erlässt das Bayerische Staatsministerium der Finan-
zen im Einvernehmen mit den Bayerischen Staatsmi-
nisterien für Arbeit und Sozialordnung, Familie und
Frauen sowie des Innern folgende Verordnung:

§ 1

§ 2 der Verordnung zu Art. 12 des Bayerischen Kran-
kenhausgesetzes vom 12. Oktober 2002 (GVBl S. 587,
BayRS 2126–8–2–F) wird wie folgt geändert:

1. Der bisherige Wortlaut in Abs. 3 wird Satz 1.

2. Es werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt:

„2Bei Krankenhäusern der vierten Versorgungs-
stufe mit herausgehobener Aufgabenstellung wird
ein dadurch bedingter Mehrbedarf zeitlich befristet
durch einen pauschalierten allgemeinen Zuschlag
ausgeglichen. 3Für die Dauer des Bezugs des Zu-
schlags nach Satz 2 sind alle Beschaffungen der zu-
ständigen Behörde anzuzeigen.“

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar
2004 in Kraft.

München, den 31. August 2004

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Prof. Dr. Kurt  F a l t l h a u s e r ,  Staatsminister

2126–8–2–F

Verordnung
zur Änderung der

Verordnung zu Art. 12
des Bayerischen Krankenhausgesetzes

Vom 31. August 2004

Auf Grund des Art. 5 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes über
die Rechtsverhältnisse der Hochschullehrer sowie des
weiteren wissenschaftlichen und künstlerischen Per-
sonals an den Hochschulen (Bayerisches Hochschul-
lehrergesetz – BayHSchLG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 5. September 2000 (GVBl S. 712;
ber. 2001 S. 105, BayRS 2030–1–2–WFK), zuletzt geän-
dert durch § 4 des Gesetzes vom 7. August 2003 (GVBl
S. 503), erlässt das Bayerische Staatsministerium für
Wissenschaft, Forschung und Kunst im Einvernehmen
mit dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen
folgende Verordnung:

§ 1

§ 5 der Verordnung über die Regellehrverpflichtung
des künstlerischen und wissenschaftlichen Personals an
Kunsthochschulen sowie an der Hochschule für Fern-
sehen und Film in München (Regellehrverpflichtungs-
verordnung für Kunsthochschulen – RLVK) vom 17. Au-
gust 1992 (GVBl S. 381, BayRS 2030–2–21–1–WFK),
geändert durch Verordnung vom 3. März 1999 (GVBl 
S. 94), wird wie folgt geändert:

1. In Abs. 1 wird die Zahl „18“ durch die Zahl „19“ er-
setzt.

2. In Abs. 2 wird das Wort „zwölf“ durch die Zahl „13“
ersetzt.

3. Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Zahl „21“ durch die Zahl „22“
ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Zahl „27“ durch die Zahl „28“
ersetzt.

4. In Abs. 5 wird das Wort „neun“ durch das Wort
„zehn“ und das Wort „sechs“ durch das Wort „sie-
ben“ ersetzt. 

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2004 in Kraft.

München, den 4. September 2004

Bayerisches Staatsministerium
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Thomas  G o p p e l ,  Staatsminister

2030–2–21–1–WFK

Zweite Verordnung 
zur Änderung der 

Regellehrverpflichtungsverordnung 
für Kunsthochschulen

Vom 4. September 2004
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